
Aargau

Die wichtigsten
Antworten zum
zweiten Booster
Wer eine zweite Auffrischimpfungwill,
braucht einen Impftermin.

Noemi Lea Landolt

DasBundesamt fürGesundheit
(BAG) und die Eidgenössische
Kommission für Impffragen
(Ekif) habenamFreitaganeiner
Medienkonferenz neue Impf-
empfehlungen für den Herbst
bekannt gegeben. Personen
über 65 Jahren sowie Personen
mit Vorerkrankungen empfeh-
len sieeinezweiteAuffrischimp-
fung besonders. Für alle ande-
renPersonen imAlter von16bis
64 Jahren sei eineAuffrischimp-
fung nach individueller Abwä-
gung sinnvoll, wenn sie das Ri-
siko einer Infektion oder eines
seltenen schwerenVerlaufs ver-
hindern möchten. Die neuen
Empfehlungen treten am 10.
Oktober in Kraft. Dann steht
auch der an die Omikron-Va-
rianteBA.1angepasste Impfstoff
zur Verfügung. Für die Umset-
zungderAuffrischimpfung sind
die Kantone zuständig.

1 Wo und ab wann erhalte ich
im Kanton Aargau eine

Auffrischimpfungmit den
adaptierten Impfstoffen?
Der adaptierte Impfstoff steht
derBevölkerungabdem10.Ok-
tober zur Verfügung, teilt das
Gesundheitsdepartement mit.
Geimpft wird in den vier Impf-
zentren indenKantonsspitälern
Aarau und Baden sowie in den
SpitälernMuriundRheinfelden.
Weiter steht die Impfung auch
inApothekenzurVerfügung. In-
formationen zu den Impfapo-
thekengibt esonlineunterwww.
impfapotheke.ch. Hausarztpra-
xen, die Covid-Impfungen an-
bieten, informieren ihrePatien-
tinnen und Patienten direkt.

2 Welcher Impfstoff kommt
zum Einsatz?

Ab dem 10. Oktober ist der an
die Omikron-Variante BA.1 an-
gepasste Impfstoffverfügbar.Es
wird empfohlen, sich mit die-
semImpfstoff impfenzu lassen.
Eskannaberweiterhinauchmit
den bisherigen Impfstoffen ge-
impft werden.

3 Kann ichmich auch nach
dem 10. Oktober noch

ohne Termin impfen lassen?
Nein.DieAargauer Impfzentren
stellen den Walk-in-Betrieb ab
dem 10. Oktober bis auf weite-
res ein. Damit sollen längere

Fabian Hägler

Am11. Junimachte dieAZpublik, dass
der langjährige Polizeioffizier Roland
V. (Name geändert) eine Strafanzeige
gegen Simon Burger, den Leiter der
Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm,
eingereichthatte.Der ehemaligeOber-
leutnantderKantonspolizei, der inzwi-
schen nicht mehr dort arbeitet, warf
BurgerunteranderemAmtsmissbrauch
vor. SkandalösmutendieEnthüllungen
an,wonach imLaufederErmittlungen
gegenBurgerdessenBüro illegaldurch-
sucht wurde, wie er selber sagt. Dem-
nachwurdenausdemAltpapierDoku-
mente gefischt und weitergeleitet.
Ausserdemsoll einPolizist, der bei der
Staatsanwaltschaft alsPraktikant arbei-
tete, interne Informationen weiterge-
geben haben.

SVP-FraktionschefinStutz
sprichtvoneinemJustizskandal
«Das ist ein Skandal», sagte SVP-Frak-
tionschefin und Rechtsanwältin Dési-
réeStutz. Sie forderte vomRegierungs-
rat eine lückenloseAufklärungderVor-
gänge bei der Kantonspolizei und im
zuständigenDepartement von SP-Jus-
tizdirektorDieterEgli.GleichdreiVor-
stösse zurAnzeigegegenBurgerundzu
den Ermittlungsmethoden der Polizei
reichte die SVP-Grossrätin am 14. Juni
imParlament ein.

Stutz ist derAnsicht, dassdieAnzei-
ge «einen regelrechten Justizskandal
dokumentiert und das Verhältnis zwi-
schenStaatsanwaltschaft undKantons-
polizei nachhaltig schädigt». Siewollte
unter anderem wissen, wie der Regie-
rungsrat zur Anzeige des Polizeioffi-
ziers gegen Burger steht und was die
Regierung unternommen habe, als sie
darüber informiert wurde.

In seiner Antwort, die am Freitag
publiziert wurde, verweist der Regie-

rungsratdarauf, dassder ausserordent-
liche Berner Staatsanwalt Marco Am-
stutz die Anzeige gegen Burger nicht
weiterverfolgen wolle. Die entspre-
chendeVerfügung ist abernicht rechts-
kräftig –RolandV. verlangt vorOberge-
richt, dass seine Vorwürfe untersucht
werden. Weil dieses Verfahren läuft,
könne «weder zur Strafanzeige noch
zur Nichtanhandnahme eine Aussage
gemacht werden», so die Regierung.

Burger hatte in den letzten Jahren
umstritteneErmittlungsmethodenund
FestnahmenderPolizei kritisiert. Stutz
bezeichnete das Vorgehen gegen den
Staatsanwalt als «Schmutzkampagne
undHetzjagdvonKaderleutenderKan-
tonspolizei». Die Grossrätin fragte, ob
dieRegierungvordiesemHintergrund
bereit sei, den Verweis zurückzuneh-
men, den sie gegen Burger ausgespro-
chen hatte. Den Verweis hatte der
Staatsanwalt kassiert, weil er sich ab-
fällig gegenüberderKantonspolizei ge-
äussert habensoll.Regierungssprecher
PeterBuri bestätigteMitte Juli, dassder
Regierungsrat im März 2022 «nach
DurchführungeinesDisziplinarverfah-
rens»gegenBurger einenVerweis aus-
gesprochen habe.

Schlichtungsverfahrenwegen
Verweisnochnichtabgeschlossen
Stutz schrieb in ihremVorstoss, dieses
Verfahren sei noch nicht rechtskräftig
abgeschlossen.BurgerhatdenVerweis
der Regierung nicht akzeptiert, son-
dern bei der Schlichtungskommission
für Personalfragen angefochten. In
einer Mitteilung vom Freitag gibt der
RegierungsratnunweitereDetails zum
Verweis gegen den Staatsanwalt be-
kannt.Dieser sei am9.Märzausgespro-
chenworden,GrundwarBurgers«per-
sönlicher, nachBeurteilungdesRegie-
rungsrats nicht immer korrekter
Umgangmit der Kantonspolizei».

Simon Burger stellte daraufhin am
19. April bei der Schlichtungskommis-
sion für Personalfragen ein Schlich-
tungsbegehren. Der Regierungsrat
reichte am 29. Juni seine Stellungnah-
me zuhanden der Schlichtungskom-
missioneinundhielt amVerweis gegen
Burger fest.DasSchlichtungsverfahren
läuft derzeit und ist laut Regierungsrat
noch nicht abgeschlossen.

Stutz wollte weiter wissen, wer die
ErmittlungengegenBurger angeordnet
oder genehmigt habe. Sie fragte, wie

viele Polizeiangehörige daranbeteiligt
warenundverlangteAuskunft überdie
Rolle eines Polizisten, der damals ein
Praktikum auf der Staatsanwaltschaft
Zofingen-Kulm absolvierte. Stutz for-
derte Klarheit darüber, ob dieser «ge-
zielt als Informant eingesetzt wurde,
um angeblich belastendes Material
gegen Burger zu sammeln?»

Der Regierungsrat hält dazu fest,
der damalige Polizeioffizier habe die
Anzeige eigenständig eingereicht, «es
gab keine offiziellen, von einer vorge-

setztenBehörde angeordnetenErmitt-
lungen».DieRegierungsieht esalspro-
blematischan,dassRolandV. seineAn-
zeige sowohl als Polizist als auch als
Privatperson einreichte «und damit
der Status vonAmts- undPrivatperson
vermischt wurde». Der Offizier hatte
die Anzeige auf dem offiziellen Brief-
papier der Kantonspolizei Aargau ein-
gereicht.

Der Regierungsrat schreibt weiter,
mit der Einreichung der Strafanzeige
seidieStaatsanwaltschaft zuständig für

Simon Burger in den Büros der Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm – hier wurden offenbar vertrauliche Informationen gegen ihn beschafft. Bild: zvg

GrosserRatentscheidet imNovemberüberBurgersZukunft
Trotz negativen Resultaten einerMitarbeitendenbefragung empfiehlt der Regierungsrat den umstrittenen Staatsanwalt zurWahl.

Parlament «DieWahl der Leitung der
Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm er-
folgt auf Antrag des Regierungsrats zu
einemspäterenZeitpunkt.»Dies teilte
dasBürodesGrossenRats vor ziemlich
genau zwei Monaten mit – und fachte
damit im Juli die Justizaffäre um den
Leitenden Staatsanwalt Simon Burger
erneut an.

Eigentlichhätte SVP-VertreterBur-
ger amletztenDienstag imGrossenRat
zusammenmit mehr als 100 weiteren
Behördenmitgliedern für vier Jahrege-
wählt werden sollen. Auf der ersten
Wahlliste stand Burgers Name noch.
DochAnfang Juli beantragtedieRegie-
rung,denLeiterderStaatsanwaltschaft
Zofingen-Kulm wieder zu streichen.
Offenbar war eine Befragung der Mit-
arbeitenden der Staatsanwaltschaft
Zofingen-Kulm negativ ausgefallen.
Sprecher Peter Buri erklärte, manwol-

le die Resultate nochmals überprüfen
lassen und könne erst im September
eineWahlempfehlung abgeben.

Burger sagte, es sei erstaunlich,dass
mandieResultate derUmfrage, die im
März stattgefundenhabeund«auf teil-
weise unklar gestelltenFragenbasiert,
dreiMonate später zumAnlassnimmt,
eine Wahlverschiebung zu beantra-
gen». Scharfe Kritik am Vorgehen des
Regierungsrats übte auch SVP-Frak-
tionschefin Désirée Stutz, die von
einempolitischmotiviertenEntscheid
sprach. Es sei nicht nachvollziehbar,
dass eineKlärung zweiMonate dauere
unddazu führe,dassBurger imNovem-
ber alleine zur Wahl stehe. Sie vermu-
tete, das von SP-Regierungsrat Dieter
Egli geführte Innendepartementwolle
Burger so loswerden.

Jetztwirdklar:DerRegierungemp-
fiehlt SimonBurger definitiv zurWahl.

DieWahlempfehlung spricht sie «auf-
grundderGesamtsituation»aus,wiees
ineinerMitteilungvomFreitagmorgen
heisst.DieRegierunghält aber fest: «Es
besteht weiterer Verbesserungsbedarf
in der Führungsarbeit des Leitenden
Staatsanwalts, umdieVertrauensbasis
inderZusammenarbeitmit der gesam-
ten Belegschaft zu stärken.»

Die fachlicheArbeitssituation inder
Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm sei
hingegen stabil. Dies zeigt sich laut
Regierungsrat darin, dass die Leis-
tungsfähigkeit von Burgers Team
gegenüber den anderen regionalen
Staatsanwaltschaften nicht abfällt.

Rückblickend schreibt der Regie-
rungsrat, dieAnalysedurchdas Institut
für Arbeitsforschung und Organisa-
tionsberatung (iafob) habe ergeben,
«dass die Führungssituation in der
Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm im

Wahlantrag vom 4. Mai 2022 – basie-
rendaufdamals vorliegenden Informa-
tionen – zu positiv beurteilt wurde».

Damals gingderRegierungsrat von
einer grundsätzlich positivenEntwick-
lung der Führungsarbeit von Burger
und der Arbeitssituation in der Staats-
anwaltschaft Zofingen-Kulm aus. Die
Ergebnisse der Mitarbeitendenbefra-
gung,die imJuni vorlagen, zeigtenaber
ein anderes Bild. «Aufgrund der nega-
tiven Ergebnisse bei der Beurteilung
der Vorgesetzten musste der Wahlan-
trag überprüft werden», schreibt die
Regierung.

Regierungkritisiert auch
LeitendenOberstaatsanwalt
Optimal ist die Situation auch heute
nicht – wobei die Probleme offenbar
nicht nur bei Burger, sondern auch
beimLeitendenOberstaatsanwalt Phi-

lipp Umbricht liegen. Der Regierungs-
rat erwarte, dass sowohl Burger, wie
auch Umbricht, «der für die Führung
der Staatsanwaltschaften verantwort-
lich ist, die notwendigenVerbesserun-
gen in ihrerFührungsarbeit umsetzen».
Insbesondere müssten Abgänge von
Leistungsträgerinnen und Leistungs-
trägern der Staatsanwaltschaft Zofin-
gen-Kulm vermieden werden, um ei-
nenKnow-how-Verlust zu verhindern.

Umbrichthatte2021 ineinemInter-
view in der AZ erklärt, warum er nach
Vorwürfen von Mitarbeitenden gegen
SimonBurgernicht selber aktivwurde:
«Die Aufsicht über die Leitenden
Staatsanwälte liegt beim Regierungs-
rat.Eswar fürunsdeshalbklar, dasswir
alsOberstaatsanwaltschaft diesen Fall
nicht selber regelnkonnten, sondernan
die Aufsichtsbehörde weiterleiten
mussten.» (fh)

Regierung hält an Verweis für Simon Burger fest
Weil er sich abfällig über die Kantonspolizei geäussert
hatte, kassierte Staatsanwalt SimonBurger einen
Verweis. Der Regierungsrat will diesen nicht
zurückziehen, lässt aber umstrittene Ermittlungen
der Polizei gegen den Staatsanwalt untersuchen.
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Die wichtigsten
Antworten zum
zweiten Booster
Wer eine zweite Auffrischimpfungwill,
braucht einen Impftermin.

Noemi Lea Landolt

DasBundesamt fürGesundheit
(BAG) und die Eidgenössische
Kommission für Impffragen
(Ekif) habenamFreitaganeiner
Medienkonferenz neue Impf-
empfehlungen für den Herbst
bekannt gegeben. Personen
über 65 Jahren sowie Personen
mit Vorerkrankungen empfeh-
len sieeinezweiteAuffrischimp-
fung besonders. Für alle ande-
renPersonen imAlter von16bis
64 Jahren sei eineAuffrischimp-
fung nach individueller Abwä-
gung sinnvoll, wenn sie das Ri-
siko einer Infektion oder eines
seltenen schwerenVerlaufs ver-
hindern möchten. Die neuen
Empfehlungen treten am 10.
Oktober in Kraft. Dann steht
auch der an die Omikron-Va-
rianteBA.1angepasste Impfstoff
zur Verfügung. Für die Umset-
zungderAuffrischimpfung sind
die Kantone zuständig.

1 Wo und ab wann erhalte ich
im Kanton Aargau eine

Auffrischimpfung mit den
adaptierten Impfstoffen?
Der adaptierte Impfstoff steht
derBevölkerungabdem10.Ok-
tober zur Verfügung, teilt das
Gesundheitsdepartement mit.
Geimpft wird in den vier Impf-
zentren indenKantonsspitälern
Aarau und Baden sowie in den
SpitälernMuriundRheinfelden.
Weiter steht die Impfung auch
inApothekenzurVerfügung. In-
formationen zu den Impfapo-
thekengibt esonlineunterwww.
impfapotheke.ch. Hausarztpra-
xen, die Covid-Impfungen an-
bieten, informieren ihrePatien-
tinnen und Patienten direkt.

2 Welcher Impfstoff kommt
zum Einsatz?

Ab dem 10. Oktober ist der an
die Omikron-Variante BA.1 an-
gepasste Impfstoffverfügbar.Es
wird empfohlen, sich mit die-
semImpfstoff impfenzu lassen.
Eskannaberweiterhinauchmit
den bisherigen Impfstoffen ge-
impft werden.

3 Kann ich mich auch nach
dem 10. Oktober noch

ohne Termin impfen lassen?
Nein.DieAargauer Impfzentren
stellen den Walk-in-Betrieb ab
dem 10. Oktober bis auf weite-
res ein. Damit sollen längere

Wartezeiten inden Impfzentren
vermieden werden. Wer sich
also impfen lassenwill, braucht
dafür wieder einen Termin.

4 Wie erhalte ich einen
Impftermin?

Der Termin muss online auf
www.ag.ch/covid-impfanmeldung
gebuchtwerden.Das ist abdem
26. September möglich. Dann
werden erste Impftermine frei-
geschaltet.

5 Wer hilft mir, wenn ich
Mühe habe mit der

Online-Anmeldung?
Wer im persönlichen Umfeld
keine Unterstützung hat, kann
sich an die Apotheken wenden.
Diese helfen mit der Technik.
Eine telefonische Terminreser-
vation ist nichtmöglich.

6 Werden über 65-Jährige
oder Personen mit

Vorerkrankungen bei der
Terminvergabe priorisiert?
Nein. Ab dem 26. September
können alle Impfwilligen einen
Termin buchen. Andreas Ob-
recht, Leiter des Covid-19-Pro-
gramms, sagt, es stündengenug
Dosen des angepassten Impf-
stoffes zur Verfügung. Zu War-
tezeiten kannes trotzdemkom-
men. Die Impfzentren werden
ihreÖffnungszeiten zwarerwei-
tern und auch personell aufsto-
cken, aberwie schon früherwird
esnichtmöglich sein, alle Impf-
willigen gleich indenerstenTa-
gen zu impfen.

7 Was ist mit den Bewohne-
rinnen und Bewohnern von

Pflegeheimen?
Siewerdenwiebereits früherdi-
rekt in den Pflegeheimen ge-
impft. Auch Bewohnerinnen
und Bewohner von sozialmedi-
zinischen Institutionen werden
vor Ort geimpft und müssen
nicht in ein Impfzentrum.

8 Ich habe mich bereits im
Sommer zum zweiten Mal

boostern lassen. Erhalte ich
trotzdem eine Auffrischimp-
fung mit dem angepassten
Impfstoff?
Ja. Sofern die letzte Impfung
oder Covid-Erkrankung mehr
als vier Monate zurückliegt,
spricht nichts gegeneineerneu-
teAuffrischimpfung.Diesewird
auch empfohlen.

ANZEIGE

das weitere Verfahren. Anordnungen
oderWeisungenzurFührungvonStraf-
verfahren durch die Regierung seien
unzulässig. Deshalb habe sich weder
der Gesamtregierungsrat noch Justiz-
direktor Dieter Egli in das Verfahren
einmischen dürfen – sonst hätte der
Vorwurf der Begünstigung erhoben
werden können.

Der Polizeioffizier reichte die An-
zeige am9. Juni 2021 ein, hattedamals
bereits gekündigt undhatte am10. Juni
seinen letztenArbeitstag.Deshalbhabe
Polizeikommandant Michael Leupold
«auf Abklärungen über das Vorgehen
des Anzeigers bei der Erarbeitung und
EinreichungderStrafanzeige sowieauf
die Prüfung allfälliger personalrechtli-
cherMassnahmenverzichtet», schreibt
der Regierungsrat weiter.

UntersuchungenzuHerkunftund
BeschaffungbelastenderAkten
SVP-Fraktionschefin Stutz kritisierte
das umstrittene Vorgehen der Polizei,
so sei Burgers Büro ohne Grund und
Durchsuchungsbefehldurchsuchtwor-
den. Siemonierteweiter, dassNotizen
aus seinemAltpapier gefischt und ver-
trauliche staatsanwaltschaftsinterne
E-Mails im Rahmen der Ermittlungen
weitergeleitet oder abgefangenworden
seien.

Laut der Regierung laufen derzeit
«Abklärungen zu den Umständen der
EinreichungderStrafanzeigedurchden
damaligenPolizeioffizier».Dabei gehe
es insbesondere «um die Klärung der
Herkunft von Informationen und
Unterlagen, die Gegenstand der Straf-
anzeige sind». Die grossrätliche Kom-
mission für öffentlicheSicherheit sei in
den Aufarbeitungsprozess eingebun-
denundwerdedurchdasDepartement
von Regierungsrat Egli laufend infor-
miert.

Simon Burger in den Büros der Staatsanwaltschaft Zofingen-Kulm – hier wurden offenbar vertrauliche Informationen gegen ihn beschafft. Bild: zvg

«Es gab kein gezieltes
Ausspionieren gegen
Simon Burger»
JustizdirektorDieter Egli sagt, warumder
Regierungsrat SimonBurger zurWahl empfiehlt.

Interview: Fabian Hägler

EinehemaligerPolizeioffizierhat
eineStrafanzeigegegenStaatsan-
walt SimonBurger eingereicht,
derVorwurf lautet aufAmtsmiss-
brauch.Dennoch schreibt die
Regierung, dasVerhältnis zwi-
schenStaatsanwaltschaft und
Polizei sei gutunddieZusam-
menarbeit funktioniere.
DieterEgli:Das ist keinWiderspruch:
Der ehemalige Polizeioffizier kriti-
siert in der Anzeige aus seiner per-
sönlichen Erfahrung punktuelle
Aspekte des Verhaltens und des Vor-
gehens von Simon Burger. Es geht
nichtumgrundsätzlicheKritik ander
Zusammenarbeit mit den Staatsan-
waltschaftenbeider Strafverfolgung.
Mankannnichtwegendieser einzel-
nen Anzeige auf ein angeblich ge-
samthaft schlechtes Verhältnis zwi-
schendenOrganisationenschliessen.
DieZusammenarbeit zwischenKan-
tonspolizei und Staatsanwaltschaft
funktioniert grundsätzlich gut.

SimonBurgerhatmehrfachdie
PraxisderPolizei bei Festnah-
menkritisiert unddiesegar als
rechtswidrigbezeichnet.Die
AnzeigedesEx-Polizistenwirkt
wie eineRetourkutscheder
Polizei gegendenStaatsanwalt.
Nein, das ist nicht so.Der ehemalige
OffizierhatdieAnzeigealsPrivatper-
sonundPolizist eingereicht, nicht im
Namenoder imAuftragderKantons-
polizei. Wir müssen für die Zukunft
aber klären, unter welchen Voraus-
setzungendiePolizei selber, einPoli-
zist als Korpsangehöriger oder ein
Polizist als Privatperson Anzeige er-
stattet.

Ausgerechnet bei denErmittlun-
gengegenSimonBurgerwardas
VorgehenderPolizei offenbar so,
wie er eskritisiert hat.Der Staats-
anwalt soll ausspioniertworden
sein, es ist dieRedevonvertrau-
lichenDokumenten, dieweiter-
gegebenwurden.
EsgabkeinepolizeilichenErmittlun-
gen im Zusammenhang mit der An-
zeige gegen Simon Burger. Solche
hätte ja ein Staatsanwalt anordnen
müssen –unddas ist nicht geschehen.
Wie die Unterlagen und Informatio-
nen für dieseAnzeige beschafftwur-
den, wird zurzeit im Detail unter-
sucht. Gemäss meinem heutigen
Kenntnisstand gab es aber kein ge-
zieltes Ausspionieren gegen Simon
Burger und auch keinen Polizeiprak-
tikanten, der bei der Staatsanwalt-
schaft Zofingen-Kulm eingeschleust
wordenwäre. Dass die Polizei in sol-
cherWeise von sich aus tätig würde,
wäre absolut unzulässig.

Siehaben imMai 2021Massnah-
menpräsentiert, umdieZusam-
menarbeit zwischenKantons-
polizei undStaatsanwaltschaft zu
verbessern.WiebeurteilenSie

dieWirkungknappanderthalb
Jahre später?
Wir haben den institutionalisierten
Austausch zwischen den beiden Or-
ganisationen gestärkt sowie eine of-
fene Feedback- und Fehlerkultur
etabliert. Dies hat sich bewährt, ich
erhalte vonMitarbeitendenderKan-
tonspolizei und der Staatsanwalt-
schaft positive Rückmeldungen. Die
Zusammenarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden bei Ermittlungen
funktioniert gut. Und die Polizei hat
die angeordneten Verbesserungen
bei Anhaltungen und Festnahmen
verdächtiger Personen umgesetzt.

BurgerwurdevonMitarbeiten-
denkritisiert. Zudemwurden
Führungsmängel festgestellt –
dennochempfiehlt derRegie-
rungsratBurger zurWiederwahl.
Die Arbeitssituation in der Staatsan-
waltschaft Zofingen-Kulm ist stabil,
die alltäglicheZusammenarbeit zwi-
schen Angestellten und dem Leiten-
den Staatsanwalt vor Ort funktio-
niert. Esgibt einengewissenVertrau-
ensverlust zwischen Simon Burger
und einem Teil der Mitarbeitenden,
dernochnicht ganzbehoben ist.Aber
dieArbeitsleistungder Staatsanwalt-
schaftZofingen-Kulmfällt gegenüber
anderen Staatsanwaltschaften nicht
ab.AufgrunddieserGesamtsituation
empfiehlt der Regierungsrat Simon
Burger zur Wiederwahl, erwartet je-
doch ganz klar, dass er seine Füh-
rungsarbeit weiter verbessert.

DerRegierungsrat schreibt, nicht
nurSimonBurger, sondernauch
derLeitendeOberstaatsanwalt
PhilippUmbrichtmüsse seine
Führungsarbeit verbessern –was
heisst daskonkret?
PhilippUmbrichtmuss seineVerant-
wortung für die Weiterentwicklung
der Führungssituation in der Staats-
anwaltschaft Zofingen-Kulm ver-
stärktwahrnehmen.Dazubraucht es
klare und stufengerechte Führung
undKommunikation.Diesemussder
Leitende Oberstaatsanwalt zusam-
men mit der Leitung und den Mit-
arbeitenden der Staatsanwaltschaft
Zofingen-Kulm selber entwickeln
undumsetzen.Dazuwollenwirnicht
nochmals einen Organisationsent-
wicklungsprozessmit externerUnter-
stützung starten.

Regierung hält an Verweis für Simon Burger fest
Weil er sich abfällig über die Kantonspolizei geäussert
hatte, kassierte Staatsanwalt SimonBurger einen
Verweis. Der Regierungsrat will diesen nicht
zurückziehen, lässt aber umstrittene Ermittlungen
der Polizei gegen den Staatsanwalt untersuchen.

Justizdirektor Dieter Egli (SP).
Bild: Alex Spichale
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